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ED 87 

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer für die Jahre 2012 bis 2014 

Das Hessische Ministerium der Finanzen (HMdF) hat Modellrechnungen des Statistischen 
Bundesamtes für den Länderanteil und des Hessischen Statistischen Landesamtes zur Er-
mittlung der Gemeindeschlüsselzahlen für den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer für die 
Jahre 2012 bis 2014 übermittelt. Die Einzeldaten der Gemeinden haben wir mit Rundmail 
Finanzen Nr. 13/2011 bereits vorab übermittelt. Die Ergebnisse der Modellberechnungen 
können aber auch im Mitgliederbereich unserer Homepage www.hsgb.de in der Rubrik Fach-
informationen/Kommunalfinanzen abgerufen werden.  

Die dort ausgewiesenen Schlüssel sind Prozentangaben, müssen für die Berechnung des 
gemeindeindividuellen Aufkommens durch 100 geteilt werden. 

Zur Modellberechnung geben wir folgende Hinweise: 

1. Achtung: Berechnungsgrundlage – landesweites Aufkommen sinkt  
 
Auf Grundlage der einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen und der zugrunde 
liegenden Fachstatistik verschlechtert sich der Anteil der hessischen Städte und Ge-
meinden am bundesweiten Aufkommen des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer 
um 3,1 Prozentpunkte. Hätte die neue Schlüsselzahl bereits im Jahr 2010 gegolten, 
hätten die hessischen Städte und Gemeinden statt rd. 338,6 Mio. EUR aus dem Ge-
meindeanteil an der Umsatzsteuer 328,2 Mio. EUR erhalten (- 10,35 Mio. EUR). Für 
die kreisangehörigen Gemeinden ergäbe sich ein Gesamtverlust von 1,2 Prozent-
punkten (- 1,9 Mio. EUR).  

Beispiel:  

Die Stadt B hat eine Schlüsselzahl – alt – von 0,002589416 und – neu – von 
0,002331175. 

Sie erhält… 

 landesweites 
Aufkommen 

davon für Stadt B 

auf Basis des 2010 in Hessen landes-
weit nach altem Schlüssel erzielten Auf-
kommens  

338.561.839 789.247 

auf Basis des 2010 fiktiv in Hessen lan-
desweit nach neuem Schlüssel anfallen-
den Aufkommens 

328.214.173 765.125 

2. Mögliche Folge der Berechnungsgrundlage: Höhere Schlüsselzahl, trotzdem im 
Einzelfall niedrigere Zuweisung 
 
Angesichts dieser Verringerung des „hessischen“ Anteils am bundesweiten Aufkom-
men des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer kann es sein, dass die Schlüsselzah-
len der einzelnen Gemeinde sich erhöhen und gleichwohl in der Modellberechnung 
ein Verlust ausgewiesen wird. Die höhere Schlüsselzahl der einzelnen Gemeinde 
führt dann „nur“ dazu, dass sich der Anteil der Gemeinde am kleiner gewordenen 
hessischen Kuchen erhöht.  
 

http://www.hsgb.de/
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Beispiel: Schlüsselzahl für die Gesamtheit der Städte und Gemeinden im 
Vogelsbergkreis erhöht sich von alt 0,008811986 auf 0,008953834. Die Städte und 
Gemeinden im Vogelsbergkreis erhalten angesichts des geschrumpften hessischen 
Kuchens trotz verbesserter Schlüsselzahl rechnerisch rund 44.627 EUR weniger an 
Zuweisungen aus dem Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer. 
 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau Nr. 10 – ED 87 vom 24.08.2011 
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ED 88 

Verteilungsschlüssel für den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer für die Jahre 
2012 bis 2014 

Inzwischen hat das Statistische Landesamt auf der Grundlage der Einkommensteuerstatistik 
2007 die Modellrechnung für den Verteilungsschlüssel des Gemeindeanteils an der Ein-
kommenssteuer 2012 vorgelegt. Die Modellrechnungen hatten wir bereits mit Rundmail Fi-
nanzen Nr. 14/2011 am 15.08.2011 übersandt. 

Die Anlage zeigt den aktualisierten Schlüssel (basierend auf den Verhältnissen des Jahres 
2007) in zwei Varianten. Als Modell 1 (M1) wird die Beibehaltung  der derzeitigen Gesetzes-
lage nach § 3 Abs. 1 des Gemeindefinanzreformgesetzes (GFRG)  mit den dort vorgesehe-
nen Höchstbeträgen des zu berücksichtigenden Einkommens von 30.000 € bzw. 60.000 € 
 zugrunde gelegte Modell 2 (M2) zeigt den Schlüssel für die nächst höhere Stufe der 
Höchstbeträge von 35.000 € bzw. 70.000 €. 

Dem Vernehmen nach ist davon auszugehen, dass sich die weitere Diskussion der 
Höchstbeträge auf diese beiden Stufen beschränken wird. 

Zusätzlich sind in der Anlage die Auswirkungen der Verteilungsschlüssel nach Modell 1 und 
Modell 2 auf Grundlage des Gemeindeanteils 2010 in Form von absoluten und relativen Ver-
änderungen sowie in Veränderung pro Einwohner im Vergleich zum geltenden Schlüssel 
angegeben. 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) prüft näher eine Erhöhung der Höchstbeträge 
im Sinne des Modells 2. In Hessen würden hierdurch 72 von 421 kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden spürbar besser gestellt, die übrigen Städte und Gemeinden führen mit der 
Beibehaltung der bisherigen Höchstbeträge zum Teil sehr deutlich besser. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau Nr. 10 – ED 88 vom 24.08.2011 
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ED 89 

Realsteuerhebesätze laut Realsteuervergleich 2010 

Das Statistische Bundesamt hat den Realsteuervergleich 2010 veröffentlicht. Dieser kann 
kostenlos auf der website des Statistischen Bundesamts, www.destatis.de, heruntergeladen 
werden (Fachserie 14, Reihe 10.1). Auszugsweise geben wir für Hessen nachfolgend die 
gewogenen Durchschnittshebesätze 2010 und die Vergleichszahlen 2009, jeweils bezogen 
auf die hessischen Städte und Gemeinden der jeweiligen Gemeindegrößenklasse, wieder: 

 
Gemeindegrößenklasse 
(Einwohner) 

Steuerart 

 Grundsteuer A Grundsteuer B Gewerbesteuer 
Kreisfreie Städte 2009 2010 2009 2010 2009 2010 
100.000-200.000 341 337 427 425 433 435 
200.000-500.000 275 275 475 475 440 440 
500.000 und mehr 175 175 460 460 460 460 
zusammen  253 249 454 453 452 453 

 
Kreisangehörige Gemeinden 

unter 1 000 300 300 300 289 320 328 
1 000 -     3 000 290 292 267 268 311 315 
3 000 -     5 000 282 282 260 262 318 325 
5 000 -   10 000 273 275 258 263 321 322 
10 000 -   20 000 279 284 270 277 336 340 
20 000 -   50 000 271 273 276 280 330 333 
50 000 - 100 000 244 245 318 318 373 386 
zusammen  276 279 275 279 336 342 
       
Alle Gemeinden  276 278 329 333 386 391 
 

Nach Ziff. 10 der Leitlinie zur Konsolidierung der kommunalen Haushalte und Handhabung 
der kommunalen Finanzaufsicht über Landkreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Ge-
meinden vom 6. 5. 2010 (Staatsanzeiger Nr. 21/2010, S. 1470) müssen bei anhaltend defizi-
tärem Haushalt die Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer, insbesondere für die 
Grundsteuer B, bezogen auf die Gemeindegrößenklasse deutlich über dem Landesdurch-
schnitt liegen.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat Dr.R./Rau. Nr. 10 – ED 89 vom 24.08.2011 

 
  

http://www.destatis.de/
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ED 90 

Konjunkturprogramm des Bundes; 
hier: Beachtung der Fristen 
 
 

Aus gegebenem Anlass möchten wir nochmals auf die Fristen des Konjunkturprogrammes – 
Bund hinweisen. Das HMdF hat mitgeteilt, dass der Abruf noch nicht von allen Gemeinden 
/Städte erfolgt ist und verwies im Rahmen der 18. Sitzung der Clearingstelle nochmals auf 
die Fristen. Nachfolgend geben wir daher nochmals die ED 10 vom 28.02.2011 wieder. 
 

1. Letzte Auszahlung des Bundeszuschusses 

Bis 27. Oktober 2011 können letztmalig Bundeszuschüsse der WI-Bank zur Auszahlung be-
antragt werden. Mit Ablauf des 27. Oktober 2011 ist die Auszahlung von Bundeszuschüssen 
nicht mehr möglich. Ausnahmeregelungen sind nicht möglich. Ein Fristablauf im Bundespro-
gramm führt zum Verlust der Förderung.  

2. Verausgabung des Bundeszuschusses  

Voraussetzung für den Abruf der Bundeszuschüsse ist, dass innerhalb von 2 Monaten nach 
Auszahlung die Zuschüsse zur anteiligen Begleichung für fällige Zahlungen benötigt werden 
(vgl. VV Nr. 7.2 zu § 44 LHO).  

Für nicht in dem 2-Monats-Zeitraum durch die Fördermittelempfänger verausgabte Gelder 
entstehen Zinsen, die über die Stabsstelle an den Bund zu erstatten sind. Die Rech-
nungsprüfungsämter prüfen die 2-Monats-Frist und geben einen Hinweis an die Kommune. 
In Verzinsungsfällen müssen durch die Kommunen unaufgefordert eine Mitteilung an die WI-
Bank über den Zeitraum und die Dauer der Fristüberschreitung in Tagen sowie der Betrag 
der Überzahlung erfolgen. Auf dem Verwendungsnachweisformular sind eingetretene Frist-
überschreitungen und eingeleitete Maßnahmen zu vermerken (Betrag, Zeitraum etc.). Wir 
weisen ausdrücklich darauf hin, dass auch hinsichtlich der 2-Monats-Frist zur Mittelverwen-
dung keine Verlängerungen möglich sind.  

3. Noch bestehende Möglichkeiten der Maßnahmenanpassung im Bundesprogramm 
im Jahr 2011 

Die Beantragung neuer Bundesmaßnahmen ist nicht möglich! Auch der Beginn der Umset-
zung von noch nicht in 2010 begonnenen Ersatzmaßnahmen ist nicht möglich! 

Eine Maßnahmenumschichtung ist längstens bis zum Abrufstichtag 31.10.2011 für die Ein-
zelmaßnahmen nach Zustimmung durch die WI-Bank möglich, d. h. Umschichtungsanträge 
müssen spätestens am 21.10.2011 bei der WI-Bank eingegangen sein und die Zustimmung 
der WI-Bank muss erteilt sein. Es empfiehlt sich, die Umschichtungsanträge so früh wie 
möglich der WI-Bank zur Verfügung zu stellen um eine Umschichtung gewährleisten zu kön-
nen.  

Bei Umschichtungen, die 50% des Investitionsvolumens übersteigen, ist eine tiefergehende 
Prüfung notwendig, sodass entsprechende Anträge so früh wie möglich an die WI-Bank zur 
Prüfung zu übermitteln sind. Die Unterlagen für den Mittelabruf müssen spätestens am 
27.10.2011 bei der WI-Bank vorliegen.  
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Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass Maßnahmenanpassungen auch im Hinblick 
auf die Finanzierungsanteile nach Eingang des Verwendungsnachweises bei der WI-Bank 
nicht mehr möglich sind.  

Hinweis: 
Um Rückzahlungen bzw. Verzinsungen der Bundeszuschüsse zu vermeiden bitten wir 
Sie, die Förderbedingungen nochmals aufmerksam zu lesen und diese penibelst zu 
beachten. Bitte achten Sie darauf, dass die Bundeszuschüsse letztmals am 27.10.2011 
zur Auszahlung beantragt werden können. Um eine Überprüfung Ihres Antrages ord-
nungsgemäß vornehmen zu können, empfiehlt sich allerdings ein früherer Zeitpunkt. 
Im Rahmen des Bundesprogrammes sind Fristverlängerungen und Korrekturen des 
Verwendungsnachweises nach Absendung an das Bundesministerium nicht mehr 
möglich.  
Sollten Fragen oder Unklarheiten bestehen, setzen Sie sich bitte bereits zeitnah im 
Vorfeld entweder mit dem zuständigen Mittelsachbearbeiter der WI-Bank, dem HMdF 
oder mit uns in Verbindung.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1-Dr. R./Rau Nr. 10 – ED 90 vom 24.08.2011 
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Finanzplanung der kommunalen Eigenbetriebe, sonstiger kommunaler Sondervermö-
gen und Treuhandvermögen mit Sonderrechnung
Kommunale Eigenbetriebe sowie sonstige kommunale Sondervermögen und Treuhandver-
mögen mit Sonderrechnung nach § 115 Abs. 1 Nrn. 3 und 4 und § 116 Abs. 1 HGO haben 
Finanzpläne aufzustellen und diese den Wirtschaftsplänen bzw. besonderen Haushaltsplä-
nen beizufügen. In §§ 17 und 19 des Eigenbetriebsgesetzes sind die näheren Vorschriften 
über den Vermögensplan und die Finanzplanung der Eigenbetriebe geregelt.  

Mit Erlass vom 12. März 2007 (StAnz. 2007, S. 664) wurden entsprechende Formblätter be-
kanntgegeben, um die Einheitlichkeit des Vermögensplans und der Finanzplanung der kom-
munalen Eigenbetriebe einschließlich der das Eigenbetriebsrecht anwendenden kommuna-
len Krankenhäuser zu erreichen.  

Das Hessische Ministerium des Innern und für Sport (HMdIS) beabsichtigt, diesen Erlass aus 
dem Jahr 2007 inhaltlich unverändert erneut bekanntzugeben (anderenfalls träte der Erlass 
im Zuge der Erlassbereinigung zum Jahresende außer Kraft).  

Die kommunalen Spitzenverbände sind gebeten, bis 31.10.2011 zur Frage einer Verlänge-
rung Stellung zu nehmen. Bitte teilen Sie uns bis spätestens 17.10.2011 mit, ob aus Ihrer 
Sicht Änderungen gegenüber den bisher vorhandenen Formblättern vorzuschlagen sind.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

 

Dezernat 1-Dr.R./Rau Nr. 10 – ED 91 vom 24.08.2011 
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Neufassung der Rahmenvereinbarung zur Förderung der interkommunalen Zusam-
menarbeit in Kraft gesetzt 

Das Hessische Ministerium des Innern und für Sport (HMdIS) hat mit Wirkung vom 
01.08.2011 eine Neufassung der Förderrichtlinien zur Förderung von modellhaften Projekten 
interkommunaler Zusammenarbeit in Kraft gesetzt. Die „Rahmenvereinbarung zur Förderung 
der interkommunalen Zusammenarbeit“ gilt ab 01.08.2011 und kann in der Internetpräsenz 
des Kompetenzzentrums für interkommunale Zusammenarbeit, www.ikz-hessen.de in der 
Rubrik „Förderung/Förderprogramm“ eingesehen und heruntergeladen werden.  

Wir bitten um Kenntnisnahme. 

 

Dezernat 1 - Dr.R./Rau. Nr. 10 – ED 92 vom 24.08.2011 

 
  

http://www.ikz-hessen.de/
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Bundesfreiwilligendienst

Seit dem 01.07.2011 gibt es den Bundesfreiwilligendienst, geregelt im Bundesfreiwilligen-
dienstgesetz vom 28.04.2011 (BGBl. I S. 687), der an die Stelle des Wehrdienstes und 
Wehrersatzdienstes bzw. Zivildienstes getreten ist.  

Der Bundesfreiwilligendienst ist ein öffentlicher Dienst „eigener Art“, der zwar durch eine 
Vereinbarung zustande kommt, aber kein Arbeitsverhältnis ist. Als Einsatzbereiche kommen 
insbesondere auch kommunale gemeinwohlorientierte Einrichtungen wie Kindertageseinrich-
tungen, Jugendeinrichtungen, Schulen, Alten- und Seniorenpflegeeinrichtungen, Mehrgene-
rationenhäuser usw., in Betracht.  

Nach der Information der Vereinigten kommunalen Arbeitgeberverbände mit den VKA-
Nachrichten vom August 2011 besteht ein gesetzlicher Anspruch auf unbezahlten Sonderur-
laub für die Ableistung des Bundesfreiwilligendienstes für Beschäftigte von kommunalen Ar-
beitgebern jedoch nicht. Es kann nur Sonderurlaub nach § 28 TVöD in Anspruch genommen 
und gewährt werden. 

Im Übrigen verweisen wir auf das Infoblatt zum Bundesfreiwilligendienst des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes mit weiteren wichtigen Informationen zum Bundesfreiwilligen-
dienst und das Gesetz über den Bundesfreiwilligendienst und bitten um entsprechende 
Kenntnisnahme. 

 

 

Anlage:  DStGB – Infoblatt Bundesfreiwilligendienst Bundesfreiwilligendienstgesetz 

 

 

 

Dezernat 1-Bü. Nr. 10 – ED 93vom 24.08.2011 
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Erfahrungen mit dem Vergabebeschleunigungserlass

Das Hessische Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung hat als federfüh-
rendes Fachministerium eine Umfrage zu den Erfahrungen der Kommunen mit dem Verga-
bebeschleunigungserlass vom 18.03.2009 (Staatsanzeiger S. 831) in den Fassungen vom 
14.12.2009 (Staatsanzeiger S. 3628) sowie vom 28.10.2010 (Staatsanzeiger S. 2472) ini-
tiiert.  

Ziel der Umfrage ist es, in Erfahrung zu bringen, ob der Vergabebeschleunigungserlass über 
den 31.12.2011 hinaus verlängert werden soll. 

Zur Stützung der Konjunktur Hessen im Allgemeinen und zur wirkungsgerechten Umsetzung 
der einzelnen Förderprogramme des Bundes – KP II – und des Sonderinvestitionspro-
gramms des Landes Hessen (SIP HE) sind mit dem Vergabebeschleunigungserlass Regeln 
eingeführt worden, die eine zügigere Auftragsvergabe gewährleisten sollten. 

Im Wesentlichen sind für den innerstaatlichen Bereich Freigrenzen für den Direktkauf und 
Beschränkte Ausschreibungen eingeführt und die Freigrenzen für Freihändige Vergaben 
erhöht worden. 

Um beurteilen zu können, ob und inwieweit sich insbesondere die Freigrenzen bewährt ha-
ben und auch außerhalb konjunkturschwacher Zeiten praxistauglich sind, wird die Umfrage 
durchgeführt.  

In der Anlage (S. 1-5) sind die seitens des Ministeriums erfragten Punkte aufgeführt, die als 
Anhaltspunkt oder als Vorlage für eine Stellungnahme seitens der Kommunen dienen kön-
nen. 

Dem Hessischen Städte- und Gemeindebund ist als kommunaler Spitzenverband eine 
Stellungnahmefrist bis zum 12.10.2011 eingeräumt worden. Wir bitten Sie deshalb uns zu 
den Fragen bis zum 01. Oktober 2011 die entsprechenden Erfahrungen mitzuteilen. 

Fehlanzeigen sind nicht erforderlich. 

 

Dezernat 2 - Pö Nr. 10 – ED 94 vom 24.08.2011 
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ED 95 

Neue Informationen zum Feuerwehrbeschaffungskartell; Stand: 29.07.2011  

 
Anliegend informieren wir über den aktuellen Stand bezüglich des Feuerwehrbeschaffungs-
kartells. Zum einen wurde ein Gutachter zur Frage der Schadensfeststellung durch die vier 
betroffenen Firmen ausgewählt (1). Des Weiteren ist zwischenzeitlich ein Bußgeld wegen 
Absprachen bei der Beschaffung von Feuerwehrdrehleitern verhängt worden. Außerdem 
informieren wir über konkrete Nachprüfungsverfahren bezüglich der weiteren Auftragsverga-
be (3).  

1. Auswahl eines Gutachters zur Frage der Schadensfeststellung 
In Folge eines am 21.07.2011 stattgefundenen Treffens zwischen den vier am Feuerwehrbe-
schaffungskartell beteiligten Unternehmen und den kommunalen Spitzenverbänden haben 
diese einvernehmlich einen Gutachter zur Untersuchung der Frage ausgewählt, ob und ge-
gebenenfalls in welcher Höhe den Kommunen durch das Kartell ein Schaden entstanden ist. 
Auf der Grundlage von zwei Präsentationen renommierter Gutachter in Kartellverfahren (Pro-
fessor Lademann, Lademann & Associates GmbH, Hamburg, und Fr. Friederiszick von 
ESMT CA, Berlin) haben sich die Gesprächspartner darauf verständigt (endgültige 
Zusagefrist für die am Kartellverfahren beteiligten Unternehmen war der 28.07.2011), das 

Büro Lademann & Associates GmbH 
mit dem Gutachten als Sachverständiger zu beauftragen.  

In der Folge wird es darauf ankommen, unter Einbindung einer Projektgruppe die entspre-
chenden Daten der jeweiligen Ausschreibungen im Kartellzeitraum (2001 bis 2009) zu erhal-
ten, um auf dieser Grundlage das Gutachten erstellen zu können. Aus Sicht des Deutschen 
Städte- und Gemeindebundes (DStGB) muss zudem geprüft werden, ob die zwischenzeitlich 
vom Bundeskartellamt festgestellten Kartellabsprachen in Sachen „Drehleitern“ (s. Ziffer 2) in 
die gutachterliche Prüfung miteinbezogen werden.  

Der nächste Gesprächstermin hierzu ist der 21. September 2011. In diesem Termin wird 
auch angestrebt, eine unabhängige Institution auszuwählen, die generell die Frage der Eig-
nung und insbesondere der Wiederherstellung der Zuverlässigkeit (Selbstreinigung) der am 
Kartellverfahren beteiligten Unternehmen prüft.  

 

2. Bußgeld in Höhe von 17,5 Mio. Euro wegen Absprachen bei Feuer-wehrdrehleitern 
Das Bundeskartellamt hat am 27.07.2011 gegen die Iveco Magirus Brandschutztechnik 
GmbH in Ulm ein Bußgeld in Höhe von 17,5 Mio. Euro wegen Absprachen bei der Herstel-
lung von Feuerwehrfahrzeugen mit Drehleitern verhängt. An der Absprache war neben Iveco 
auch die Metz Aerials GmbH & Co. KG, Karlsruhe, beteiligte, die zur österreichischen Ro-
senbauer Gruppe gehört. Gegen Rosenbauer wurde keine Geldbuße verhängt, da das 
Unternehmen das Kartell im Jahr 2010 mit einem sog. „Bonusantrag“ beim Bundeskartellamt 
angezeigt hatte. Das Bundeskartellamt hatte im Mai 2010 eine Durchsuchungsaktion durch-
geführt. Das Verfahren gegen die beteiligten Vertriebsleiter und Geschäftsführer wurde zum 
Zwecke einer strafrechtlichen Prüfung an die zuständige Staatsanwaltschaft abgegeben.  

Der Präsident des Bundeskartellamtes, Andreas Mundt: „Es sind nicht nur Absprachen über 
Preise, die große volkswirtschaftliche Schäden verursachen. Wenn so genannte Wettbewer-
ber Aufträge einvernehmlich untereinander aufteilen, wird das System der öffentlichen Aus-
schreibungen der Kommunen ausgehebelt. Es kommt dann nicht mehr der beste und wirt-
schaftlichste Anbieter zum Zuge, sondern derjenige, der nach der Absprache der Hersteller 
gerade dran ist.“ 
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Die Kartellabsprache betraf die Herstellung von Feuerwehrfahrzeugen mit Drehleitern in den 
Jahren 1998 bis November 2007. Auf diesem Markt halten Iveco und Rosenbauer einen ge-
meinsamen Marktanteil von fast 100 %. Die Vertriebsleiter der Unternehmen hatten sich im 
Kartellzeitraum regelmäßig getroffen und anhand von Projektlisten eine Marktaufteilung der 
laufenden Ausschreibungen vorgenommen. Im Ergebnis sollte eine Marktaufteilung in einem 
Verhältnis 50/50 erreicht werden. Um die Kartellabsprachen zu verschleiern, kommunizierten 
die Vertriebsleiter anfangs mit eigenen Prepaid-Handys und seit der Fußball-WM 2006 in 
einer „Fußballer-Sprache“, in der Kartelltreffen als „Trainings“ und zu gewährende Rabatte in 
Form von Spielergebnissen getarnt wurden. 

Das Bußgeld ist noch nicht rechtskräftig. Gegen den Bescheid kann Einspruch eingelegt 
werden, über den das OLG Düsseldorf entscheidet. Allerdings wurde mit dem Unternehmen 
eine einvernehmliche Verfahrensbeendigung („Settlement“) erreicht, was auch bei der Be-
messung des Bußgeldes berücksichtigt wurde.  

Das Verfahren bzgl. der Absprachen bei Feuerwehrdrehleitern ist damit abgeschlossen. 
Nicht abgeschlossen ist das Verfahren gegen Iveco wegen Absprachen bei der Herstellung 
von Feuerwehrlöschfahrzeugen (B12-11/09), in welchem die im Februar 2011 ergangenen 
Bußgeldbescheide gegen die übrigen am Kartell beteiligten Unternehmen mittlerweile 
rechtskräftig sind.  

3. Feuerwehrbeschaffungskartell und konkrete Nachprüfungsverfahren 
Die Rechtskanzlei iuscomm Rechtsanwälte (Professor Dr. Christian O. Steger) hat den 
DStGB davon in Kenntnis gesetzt, dass derzeit bei kommunalen Auftragsvergaben zur Be-
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen je ein Nachprüfungsverfahren gegen Kommunen vor 
der Vergabekammer Baden Württemberg (Az.: 1 VK 36/11) und vor der Vergabekammer 
Rheinland-Pfalz (Az.: VK 2-22/11) durchgeführt wird. Antragstellerin ist jeweils die Firma Al-
bert Ziegler GmbH und Co. KG, vertreten durch die Anwaltskanzlei Beiten Burkhardt, Mün-
chen. Im baden-württembergischen Verfahren vertritt iuscomm die Gemeinde als 
NTRAGSGEGNERIN: Beigeladen ist in beiden Fällen die Firma Rosenbauer Feuerwehr-
technik GmbH, Luckenwalde.  

Hintergrund:  

In beiden Fällen ist die Firma Ziegler vom Auftraggeber nicht als Bestbieterin gewertet wor-
den. Dies ist vielmehr die Firma Rosenbauer. Mit dem Nachprüfungsverfahren erstrebt die 
Fa. Ziegler, die Vergabe an die Firma Rosenbauer zu verhindern.  

Der Vortrag der Firma Ziegler bezieht sich zum einen auf Wertungskriterien, die angeblich 
nicht bekannt gemacht oder bekannt gegeben worden seien, zum anderen seien unzulässige 
Vergabekriterien angewandt worden. In Rheinland-Pfalz wird nur Letzteres vorgetragen.  

Kartellrechtliche Fragen 
Identisch ist aber – vor allem mit Blick auf die Verhandlungen des DStGB mit den Kartellan-
ten von Interesse – der weitere Vortrag in beiden Fällen. Danach wird die Zuverlässigkeit der 
deutschen Tochterfirma Rosenbauer Feuerwehrtechnik GmbH wegen nicht erfolgter Selbst-
reinigung in Zweifel gezogen. Insofern sei das entscheidende Element der notwendigen per-
sonellen „Selbstreinigungsmaßnahmen“ der Rosenbauer-Gruppe (s. hierzu die Hinweise und 
Checkliste der kommunalen Spitzenverbände) noch nicht umgesetzt worden.  

Ob weitere Verfahren von der Firma Ziegler eingeleitet werden, lässt sich noch nicht abse-
hen. 

 

Dezernat 2 - Sie/Pö Nr. 10 – ED 95 vom 24.08.2011 
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ED 96 

Feuerwehrbeschaffungskartell: Vorläufiges Insolvenzverfahren gegen die Albert Zieg-
ler GmbH & Co. KG eröffnet

Wie uns seitens des Deutschen Städte- und Gemeindebundes (DStGB) mitgeteilt worden ist, 
habe ausweislich eines Beschlusses des Amtsgericht Aalen vom 16.08.2011 (1 IN 244/11) 
die Albert Ziegler GmbH & Co.KG, Giengen (AG Ulm, HRA 660078) beim zuständigen 
Amtsgericht Aalen Insolvenz angemeldet. 

Zum vorläufigen Insolvenzverwalter sei Rechtsanwalt Dr. Bruno M Kübler, Herdbrucker-
straße 30, 89073 Ulm, Homepage: www.kueblerlaw.com, bestellt worden. Den derzeit vorlie-
genden Informationen zufolge soll der Geschäftsbetrieb der Ziegler-Gruppe mit insgesamt 
über eintausend Mitarbeitern ohne Einschränkungen weiterlaufen. Löhne und Gehälter der 
Beschäftigten seien über das Insolvenzgeld für drei Monate gesichert. Der Insolvenzverwal-
ter wolle das Unternehmen über einen Insolvenzplan unter Einbeziehung eines Investors 
sanieren. Ziel sei ausdrücklich der Erhalt des Unternehmens und möglichst vieler Arbeits-
plätze. Der Insolvenzverwalter befinde sich bereits in Kontakt mit Kunden und Lieferanten, 
um die Fertigung und Auftragsabwicklung aufrecht zu erhalten.  

Gemäß § 21 Abs. 2 Nr. 2 Insolvenzordnung (InsO) sind Verfügungen des Unternehmens 
über Vermögensgegenstände nur noch mit Zustimmung des vorläufigen Insolvenzverwalters 
wirksam. Schuldnern – wie Auftraggeber – ist zudem verboten worden, an die Antragstellerin 
zu zahlen.  

Nach den Vorgaben der Insolvenzordnung ist der vorläufige Insolvenzverwalter zudem er-
mächtigt worden, Bankguthaben und sonstige Forderungen der Antragstellerin einzuziehen 
sowie eingehende Gelder entgegen zu nehmen. Maßnahmen der Zwangsvollstreckung ein-
schließlich der Vollziehung eines Arrests oder einer einstweiligen Verfügung gegen das 
Unternehmen werden untersagt, soweit nicht unbewegliche Gegenstände betroffen sind. 
Bereits begonnene Maßnahmen müssen einstweilen eingestellt werden. 

Es ist derzeit noch nicht absehbar, welche konkreten Folgewirkungen das vorläufige Insol-
venzverfahren auf die seitens der Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 
angestrebte Einigung zur Schadenskompensation in Sachen „Feuerwehrbeschaffungskartell“ 
haben wird. Die kommunalen Spitzenverbände werden sich kurzfristig mit dem Insolvenz-
verwalter sowie den übrigen am Kartellverfahren beteiligten Unternehmen austauschen so-
wie kommunalseitig eine Abstimmung herbeiführen. 

Wir werden über die weitere Entwicklung unterrichten und empfehlen bei Einzelfallentschei-
dungen über Vertragsabwicklungen bzw. Vergabeverfahren Rücksprache mit der Ge-
schäftsstelle. 
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ED 97 

Multiplikatorentraining für interkulturelle Öffnung in der Feuerwehr 

 

Im Rahmen des DFV-Integrationsprojektes „Deine Feuerwehr – Unsere Feuerwehr! Für ein 
offenes Miteinander“ werden für Multiplikatoren aus den Feuerwehren zweitägige Trainings-
veranstaltungen angeboten. Sie sollen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer befähigen, das 
Training zur interkulturellen Öffnung selbst in einer Feuerwehr durchführen zu können. Bis-
her sind Trainingsveranstaltungen für 29./30. Oktober 2011 in Norddeutschland sowie am 
24./25. September 2011 im Süden Deutschlands vorgesehen. An folgenden Tagen werden, 
je nach Nachfrage, eintägige Fortbildungen bei Feuerwehren angeboten: 15., 16., 21., 22. 
und 23. Oktober 2011. Auch dafür entstehen interessierten Feuerwehren keine Kosten für 
Personal und Verpflegung.  

Das Projekt „Deine Feuerwehr – Unsere Feuerwehr! Für ein offenes Miteinander“, mit dem 
der Deutsche Feuerwehrverband (DFV) aufzeigen will, wie jede einzelne Feuerwehr Vorteile 
aus einer guten Integrationsarbeit ziehen kann, ist zwischenzeitlich gestartet. Hierzu sollen 
verschiedene bundesweite Aktionen „als Mosaiksteine gesetzt werden, die gemeinsam das 
bunte Bild des Miteinanders ergeben: Gleichberechtigt, weltoffen und engagiert“. Im Rahmen 
des Projekts werden ein Leitfaden zur Interkulturellen Öffnung erstellt, Schulungen für 
Feuerwehrangehörige und Multiplikatoren angeboten, ein Leitbild für die Feuerwehren ent-
wickelt, Netzwerke geknüpft und Ideen für eine Feuerwehr-Jahresaktion als „Vertrauens-
kampagne“ gesammelt. Das Projekt wird aus Mitteln des Europäischen Integrationsfonds 
kofinanziert. 

Die o. g. Schulungen sind Teil dieses Projektes. Die Seminare zum Schulungsmaterial 
ADDRESS sollen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer befähigen, das Training zur interkul-
turellen Öffnung selbst in einer Feuerwehr durchführen zu können. Weiter heißt es dazu un-
ter http://www.feuerwehrverband.de/training-integration.html: 

„…Die Vernetzung mit anderen in diesem Bereich aktiven Feuerwehrangehörigen soll geför-
dert werden. Das Schulungsmaterial wird den Teilnehmenden zur Verfügung gestellt. Auf 
Wunsch kann ein Trainer auch bei der Durchführung der Schulung in der eigenen Feuerwehr 
unterstützen. 

1. Termin   

24. und 25. September 2011, Staatliche Feuerwehrschule Regensburg, 

Michael-Bauer-Straße 30, 93138 Lappersdorf 

2. Termin   

29. und 30. Oktober 2011, Commundo Tagungshotel Hamburg, 

Oberer Landweg 27, 21033 Hamburg 

Keine Teilnahmegebühr – Kosten für Verpflegung und Übernachtung werden übernommen 

Für Feuerwehrangehörige: 

Unser/e Trainer/in kommt zu Ihnen in die Wehr und veranstaltet ein eintägiges Training mit 
dem Schulungsmaterial ADDRESS mit oder ohne Ihre/n Multiplikator/in. Die Teilneh-

http://www.feuerwehrverband.de/training-integration.html
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mer/innen lernen sich selbst und ihr Verhalten kennen, Kommunikation ist dabei ein wichtiger 
Baustein, der sich bei der Teamarbeit Feuerwehr immer wieder bemerkbar machen wird. 

In den folgenden Zeiträumen werden je nach Nachfrage eintägige Trainings bei Ihrer Feuer-
wehr vor Ort mit dem Schulungsmaterial ADDRESS angeboten: 

Termine 
• 15., 16. Oktober 2011 

• 21., 22., 23. Oktober 2011 

Keine Teilnahmegebühr – Verpflegung wird gestellt. 

Die Schulungen stehen Angehörigen aller Feuerwehren (Freiwillige Feuerwehren, Berufs- 
und Werkfeuerwehren) offen.“ 

Weitere Informationen – auch zur Anmeldung – finden sich im Internet unter: 
http://www.feuerwehrverband.de/training-integration.html 
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ED 98 

Evaluierung des Hessischen Gleichberechtigungsgesetzes
Das Hessische Gleichberechtigungsgesetz läuft am 31.12.2011 aus und soll mit gering-
fügigen Änderungen um 2 Jahre verlängert werden. Bis Ende 2013 soll es novelliert werden.  
 
Das Hessische Sozialministerium bittet deswegen durch die Beantwortung der folgenden 
Fragen um Unterstützung: 

1. Sehen Sie Änderungsbedarf am Gesetz, wenn ja: welchen? �  ja   �  nein 
(Gibt es Regelungen, die entfallen können?/Gibt es zusätzliche Regelungen, die aufge-
nommen werden sollten?  

 
 
 

2. Wie viele Beanstandungen nach § 6 Abs. 1-5 gab es in Ihrem Geschäftsbereich in der 
letzten Berichtsdekade nach § 6 Abs. 6 HGlG? 

 
 
 

3. Wie oft musste in Ihrem Geschäftsbereich in der letzten Berichtsdekade die Zustimmung 
nach § 10 Abs. 4 eingeholt werden (gegliedert nach Beförderungsbereichen) und wie oft 
ist die Zustimmung verwehrt worden? 

 
 
 

4. Sind Berufungen und Entsendungen in Gremien den Vorgaben des § 12 HGlG entspre-

chend erfolgt?  �  ja   �  nein 
Wenn nein, warum nicht? 

 
 

 

5. Nur für Dienststellen, die Modellvorhaben nach § 5 Abs. 8 durchführen: 
Auf welche Handlungsschwerpunkte haben Sie sich konzentriert? Und hat sich dieses po-
sitiv auf die Erreichung der Zielvorgaben ausgewirkt? 

 
 
 

6. Nur für die Kommunen: 

Wie viele Frauenbeauftragte in Ihrem Geschäftsbereich sind in Personalunion sowohl 
nach dem HGlG bestellt und nehmen gleichzeitig die Aufgaben der Frauenbeauftragten 
nach HGO/HKO wahr? 
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Hat sich die Wahrnehmung der Aufgaben der internen und externen Frauenbeauftragten 

in Personalunion bewährt?     �  ja   �  nein 
 
 
Wir bitten um Rückmeldung bis zum 05. September 2011 und bedanken uns für die Unter-
stützung. 
 
Rücksendung per E-Mail an a.buergel@hsgb.de oder per Telefax: 06108/6001-57. 
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ED 99 

Vollzug des Passgesetzes, des Gesetzes über Personalausweise sowie des Staatsan-
gehörigkeitsgesetzes – Prüfung der deutschen Staatsangehörigkeit bei Beantragung 
eines Reisepasse oder eines Personalausweises; 
hier: Änderung des Erlasses vom 3. Februar 2009 (StAnz. S. 698) 

Nachfolgend geben wir Ihnen das Schreiben des Hessischen Ministerium des Innern und für 
Sport vom 9. August 2011 zur Kenntnis, in welchem auf die beabsichtigten Änderungen in 
dem v. g. Erlass hingewiesen wird.  

Der Erlass mit Beiblatt ist in der Anlage beigefügt.  

Das Ministerium bittet um Mitteilungen eventueller Änderungswünsche und der diesbezüglich 
gemachten Erfahrungen der kommunalen Behörden mit der Anwendung dieses Erlasses. 
Wir bitten um Vorlage der Mitteilung und Änderungswünsche bis zum 30. September 2011, 
um eine fristgerechte Stellungnahme gegenüber dem HMdF abgeben zu können. 

Wir bitten um Kenntnisnahme. 
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ED 100 

Umfrage an die hessischen Kommunalarchive  

Die Archivberatungsstelle Hessen am Hessischen Staatsarchiv Darmstadt bittet darum, den 
nachfolgenden Fragebogen zu den Kommunalarchiven auszufüllen und nach Möglichkeit bis 
zum 30.09.2011 an die Archivberatungsstelle zurückzusenden.  
 
Wir bitten unsere Mitgliedsstädte und -gemeinden, hiervon Gebrauch zu machen. 
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ED 101 

Tagesseminar im Rahmen des Freiherr-vom-Stein-Instituts 

Jagdrechtliches Vorverfahren für Wild- und Jagdschäden 

Am Donnerstag, dem 29. September 2011, veranstaltet der Hessische Städte- und Gemein-
debund im Rahmen des Freiherr-vom-Stein-Institutes in Nidda (Bad Salzhausen) ein 

Tagesseminar zum Thema: 

Jagdrechtliches Vorverfahren für Wild- und Jagdschäden 

Die Veranstaltung beginnt um 10.00 Uhr und endet gegen 16.00 Uhr. 

Von 12.30 bis 13.30 Uhr ist eine Mittagspause vorgesehen, bei der ein Imbiss gereicht wird. 

Die Teilnehmergebühr beträgt 75,-- € pro Person für die Mitgliedsstädte und –gemeinden 
und 115,--- € für Teilnehmer aus Nichtmitgliedsstädten und –gemeinden. 

Zielgruppe: 

Das Seminar wendet sich insbesondere an Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Gemeinden, 
die mit der Durchführung der jagdrechtlichen Vorverfahren betraut sind. Ziel ist es, einen 
rechtlich sicheren Umgang mit dem jagdrechtlichen Vorverfahren zu gewährleisten. Dabei 
werden auch die aus der praktischen Anwendung resultierenden Erkenntnisse und Entwick-
lungen berücksichtigt. 

Referenten:  

Als Referenten stehen Frau Referentin Seewald (HSGB) und Herr Verwaltungsoberrat We-
ber (HSGB) zur Verfügung, die zu den rechtlichen Vorgaben vortragen werden. Beispiele 
aus der wildschadensrechtlichen Praxis werden von Herrn Bauamtsleiter Klingelhöfer (Ge-
meinde Eschenburg) vorgestellt. 

Hinweis: 

Die Teilnehmer haben die Möglichkeit, den Referenten aktuelle Fälle aus der Praxis unter 
folgender E-Mail-Adresse: a.seewald@hsgb.de bis zum 23. September 2011 mitzuteilen. 

 

Inhalt: 

1. Begrüßung und Einführung in die Thematik 

2. Materielle Anspruchsgrundlagen 

a. Wildschadensersatz nach § 29 BJagdG 

b. Grundsätzliches zur Schadensberechnung und zum Anspruchsausschluss 

 

c. Wildschaden durch Wild aus Gehege 

mailto:a.seewald@hsgb.de
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d. Jagdschaden 

3. Verfahrensablauf des jagdrechtlichen Vorverfahrens 

a. Geltendmachung des Schadens 

b. Ermittlungs-/Gütetermin 

c. Feststellungstermin 

d. Beendigung des Verfahrens (Niederschrift, Vorbescheid, sonstige Formen der 
Beendigung) 

4. Gerichtliches Nachverfahren und Vollstreckung des Anspruchs 

5. Aktuelle Fragen und Rechtsprechung 

6. Fallbeispiele aus der Praxis 

 

Anmeldung: 

Wir bitten, zur Anmeldung beiliegendes Anmeldeformular zu verwenden.  

Andere Anmeldungen können aus organisatorischen Gründen leider nicht berücksich-
tigt werden. 

Anmeldeschluss ist der  19.09.2011 

Von den Kommunen und Verbänden, die uns eine Einzugsermächtigung erteilt haben, wer-
den wir die Teilnehmergebühr nach Durchführung des Lehrgangs vom entsprechenden 
Konto abbuchen. Sollten wir über keine Einzugsermächtigung verfügen, werden wir eine 
gesonderte Rechnung erstellen. Aus buchhalterischen Gründen bitten wir Sie, den Betrag 
nicht vorher zu überweisen. Bitte achten Sie darauf, dass anfallende Nebenkosten (z.B. Ge-
tränke) selbst zu zahlen sind. 
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................................................     ................................... 
Postleitzahl, Stadt/Gemeinde       Straße/Hausnummer 
 
 
 
Freiherr vom Stein-Institut 
Geschäftsstelle 
Postfach 13 51 
 
63153 Mühlheim am Main 
 
 
 
 
 
 
 
Die Stadt/Gemeinde ........................................., Kreis ..................................... 
meldet für das Tageseminar 
 
 

„Jagdrechtliches Vorverfahren für Wild- und Jagdschäden“.... 
 

am  29. September 2011 
 

im Kurhaus-Hotel  
Nidda / Bad Salzhausen 

 
 
 
folgende/n Teilnehmer/in: 
 
 
…................................................................... 
 
 
…................................................................... 
 
 
 
 
 
 
 
 
.................................................                                …................................................... 
             (Datum)                                                                    (Unterschrift) 
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ED 102 

Wanderausstellung zur Bestanderhaltung für die Bewahrung von Schriftgut  

Nachfolgend geben wir eine Mitteilung der Archivberatungsstelle Hessen zur Kenntnis: 
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Stellenanzeigen 
In der Gemeinde Rabenau (5.378 Einwohner/innen) ist die Stelle  

der hauptamtlichen Bürgermeisterin / des hauptamtlichen Bürgermeisters 
im Wege der Direktwahl neu zu besetzen. 

Die Stelle ist gemäß der Hessischen Kommunalbesoldungsverordnung nach Besoldungs-
gruppe A 16 bewertet. Zusätzlich wird eine Aufwandsentschädigung nach den Sätzen des 
Hessischen Wahlbeamten-Aufwandsentschädigungsgesetzes gewährt. 

Das Ende der Amtszeit des derzeitigen Stelleninhabers ist der 30. April 2012. Die Amtszeit 
beträgt sechs Jahre. 

Die Wahl findet nach der Bestimmung durch die Gemeindevertretung am 27. November 
2011, eine eventuelle Stichwahl am 11. Dezember 2011 statt. 

Wählbar sind Deutsche im Sinne des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes oder Staatsan-
gehörige eines der übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland (Unionsbürgerinnen und Unionsbürger), die am Wahltag das 
25. Lebensjahr vollendet und das 67. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, § 39 Abs. 2 
der Hessischen Gemeindeordnung (HGO); nicht wählbar ist, wer nach § 31 HGO vom 
Wahlrecht ausgeschlossen ist. 
Die Bewerbung für die zu besetzende Stelle muss in Form eines Wahlvorschlags erfolgen, 
der den gesetzlichen Erfordernissen der §§ 10 bis 13, 41 und des § 45 des Hessischen 
Kommunalwahlgesetzes (KWG) sowie der §§ 23, 60 und 66 der Kommunalwahlordnung 
(KWO) entsprechen muss. Wahlvorschläge können nach § 45 KWG i.V.m. § 10 Abs. 2 
KWG von Parteien im Sinne des Artikel 21 des Grundgesetzes, von Wählergruppen und 
Einzelbewerberinnen und Einzelbewerbern eingereicht werden. 
Zusätzliche Informationen zu der Stelle können beim besonderen Wahlleiter der Gemein-
de Rabenau, Eichweg 14, 35466 Rabenau, Tel. 0 64 07 / 91 09 - 14, Zimmer 11, erfragt 
werden. 

Die Zahl der Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter beträgt 27 und setzt sich wie 
folgt zusammen: 
   SPD      9 
   FW      8 
   CDU      7 
   BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 3 
 
Die Wahlvorschläge sind spätestens am 22. September 2011 (66. Tag vor der Wahl) bis 18 
Uhr schriftlich bei dem besonderen Wahlleiter der Gemeinde Rabenau, Eichweg 14, 35466 
Rabenau, einzureichen. Dort sind auch die zur Einreichung der Wahlvorschläge erforderli-
chen Formblätter kostenlos zu erhalten. 

Die Wahlvorschläge sollten nach Möglichkeit so frühzeitig vor dem 22. September 2011 ein-
gereicht werden, dass etwaige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge berühren, noch 
rechtzeitig behoben werden können. 

Die vollständige Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen erfolgte am 21. Juli 
2011 in der Rabenauer Zeitung; sie kann zusätzlich beim Gemeindewahlleiter unter der oben 
genannten Anschrift angefordert werden. Darüber hinaus ist der Text auf der Homepage der 
Gemeinde Rabenau unter www.Rabenau.de abrufbar. 

Auskünfte werden vom Wahlamt der Gemeinde Rabenau, Eichweg 14, 35466 Rabenau, 
(Herr Reder, Telefon 0 64 07 / 91 09 - 14 oder Herr Planz, Telefon 0 64 07 / 91 09 - 25) er-
teilt. Darüber hinaus können Anfragen per E-Mail entweder unter KE.Reder@Rabenau.de 
oder K.Planz@Rabenau.de gestellt werden. 

mailto:K.Planz@Rabenau.de
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gez. Reder 
Der besondere Wahlleiter 
 

Bei der Gemeinde Kiedrich im Rheingau 

ist zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Stelle des/der 

 
Fachbereichsleiters/in I, 

Zentrale Verwaltung, Finanzen und Ordnungsverwaltung 

zu besetzen. 

Zum Aufgabengebiet gehören die Leitung des Fachbereichs, die Aufstellung des Entwurfs der 
Haushaltssatzung und des Haushaltsplans sowie der Finanzplanung, des Investitionspro-
gramms, der Finanzrechnungsstatistik und der Anlagennachweise, die Aufstellung der Halb-
jahresberichte und der Jahresrechnungen. Ebenso die Verwaltung von Rücklagen, des Kapi-
talvermögens und der Schulden der Gemeinde Kiedrich. 

Grundsätzliche Fragen des Steuer- und Abgabenrechts, die Bearbeitung der Prüfungs-
berichte des Rechnungsprüfungsamtes, die Verwaltung von Konzessionsverträgen mit Ener-
gieversorgungsunternehmen, die Führung allgemeiner Finanzstatistiken sowie die Leitung und 
Beaufsichtigung der Gemeindekasse gehören ebenfalls zum Aufgabengebiet.  

Auch Aufgaben der Verwaltungsorganisation und der Geschäftsverteilung sowie allgemeine 
personalwirtschaftliche Grundsatzfragen sind wahrzunehmen. Umfassende Kenntnisse im 
doppischen Haushaltsrecht sowie in der Finanzsoftware „Newsystem kommunal“ werden vor-
ausgesetzt, ebenso umfangreiche Kenntnisse im EDV-Bereich. 

Gutes schriftliches und mündliches Ausdrucksvermögen sowie selbständiges, zuverlässiges 
und verantwortliches Arbeiten, Organisationsfähigkeit und Flexibilität setzen wir voraus! 

Wir suchen eine verantwortungsbewußte, engagierte und zielstrebige Persönlichkeit mit ab-
geschlossenem Studium als Diplom-Verwaltungswirt, Diplom-Betriebswirt oder vergleichbarer 
Vorbildung. Durchsetzungsvermögen, die Fähigkeit zur kooperativen Führung und Leitung von 
Mitarbeitern sowie zielorientiertes und selbständiges Arbeiten werden erwartet. 

Wir bieten einen krisensicheren Arbeitsplatz sowie Sozialleistungen nach den Vorschriften des 
Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst (TVöD). Die Vergütung erfolgt nach Entgeltgruppe 11 
TVöD, möglich ist jedoch auch eine Anstellung im Beamtenverhältnis bis zur Besoldungsgruppe 
A 12 BBesG. 

Bei gleichwertiger Qualifikation werden Frauen im Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 
vorrangig berücksichtigt. Schwerbehinderte werden bei gleicher Eignung bevorzugt berück-
sichtigt. 

Ihre aussagefähige Bewerbung senden Sie bitte innerhalb von 2 Wochen an den 

 
Gemeindevorstand der Gemeinde Kiedrich 

Marktstraße 27 (Rathaus), 65399 Kiedrich im Rheingau. 

Selbstverständlich werden alle eingehenden Bewerbungen vertraulich behandelt. 
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